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BSBD-Gewerkschaftstag 2023:

Der BSBD NRW stellt Weichen Richtung Zukunft
Horst Butschinek mit großer Mehrheit zum neuen Landesvorsitzenden gewählt

D er Bund der Strafvollzugsbediensteten Deutschlands – Landesverband Nordrhein-Westfalen (BSBD) hat am 7. 
und 8. September 2023 seinen 23. Gewerkschaftstag im Bochumer RuhrCongress abgehalten. Weit mehr als 
300 Delegierte aus allen Vollzugseinrichtungen des Landes berieten und verabschiedeten die mehr als 150 

Anträge, um die Gewerkschaftsarbeit für die kommenden vier Jahre auszurichten, zu strukturieren und zu gestalten. 
Im Rahmen der Arbeitssitzung fanden die mit Spannung erwarteten Vorstandswahlen statt. Horst Butschinek (Wup-
pertal) setzte sich letztlich deutlich gegen seinen Herausforderer Dierk Brunn (Bielefeld) durch. Er tritt damit die 
Nachfolge von Ulrich Biermann an, der für eine Wiederwahl nicht zur Verfügung stand. Anlässlich der öffentlichen 
Veranstaltung, bei der Dr. Benjamin Limbach (Grüne), Minister der Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen, den Fest-
vortrag hielt, umriss der neue Vorsitzende die Erwartungen der Strafvollzugsbediensteten an die Politik.

Horst Butschinek lobte im Rahmen 
der Festveranstaltung zunächst, dass 
die Vorgängerregierung sowohl in die 
Bausubstanz als auch ins Vollzugs-
personal investiert habe. So sei der 
seinerzeit durch den BSBD auf 1.000 
Stellen bezifferte personelle Fehlbe-
stand innerhalb der abgelaufenen Le-
gislaturperiode annähernd vollständig 
ausgeglichen worden. Die Krux sei nur, 
dass ein hoher Teil dieser Stellen nicht 
oder nur mit erheblichem Zeitverzug 
besetzt werden könne. Die Personal-
verstärkung sei allerdings auch dring-
licher geworden, weil sich viele neue 
Herausforderungen abzeichneten oder 
bereits eingetreten seien. Die immer 
heterogener werdende Zusammenset-
zung der Gefangenenklientel und deren 
zunehmende Behandlungsbedürfnisse 
führten zu neuen Personalbindungen, 
die ohne zusätzliches Personal nicht zu 
stemmen seien. 

Auch die Arbeitsbedingungen, das 
sei dem BSBD NRW ein besonderes 
Anliegen, bedürften weiterer Verbes-
serungen. Diese betreffe sowohl die 
Rahmenbedingungen als auch eine aus-
kömmliche Bezahlung der Arbeit hinter 
den hohen Mauern der Vollzugsein-
richtungen. Natürlich, so Butschinek, 
sind viele arbeitende Menschen davon 
überzeugt, dass gerade ihr Aufwand, 
ihre Kompetenz und ihr Einsatz eine 
höhere Entlohnung verdient habe. „Im 
Strafvollzug tritt allerdings hinzu, dass 
eine schlechte Bezahlung nicht durch 
soziale Anerkennung oder Prestige des 
Berufes ausgeglichen werden kann.

Deswegen benötigen die Menschen, 
die sich dieser belastenden, zehrenden 
und mitunter auch gefährlichen Auf-
gabe stellen, eine finanzielle Absiche-
rung, die diesen Namen auch verdient. 
Ansonsten laufen wir künftig Gefahr, 
unsere Stellen nicht mehr alle mit ge-
eigneten Bewerberinnen und Bewer-
bern besetzen zu können“, warnte der 
neue Vorsitzende.

Vollzug muss auf neue Heraus­
forderungen vorbereitet werden
Butschinek sprach ideologisierte Ge-
walttäter und Angehörige der organi-
sierten Kriminalität an, die den Vollzug 
vor enorme Herausforderungen stell-

ten. „NRW weist immer noch eine ge-
ringe Gefangenen-Bediensteten-Rela
tion auf. Dies müssen wir ändern, wenn 
wir nicht an den vorhandenen und sich 
zusätzlich abzeichnenden Aufgaben 

Horst Butschinek ging sehr optimistisch in 
die Wahl des neuen Vorsitzenden. 

Ulrich Biermann dankte für vier Jahre Ver-
trauen und Unterstützung.�

Clans und die organisierte Kriminalität 
werden zur Herausforderung für den  
NRW-Strafvollzug. Fo
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scheitern wollen“. Butschinek forderte 
dazu auf, anzuerkennen, dass auch vor 
dem Hintergrund der Zuwanderung 
große Belastungen für den Vollzug zu 
erwarten seien. 

Die Kriminalitätsstatistik 2022 erhär-
te die Befürchtungen vieler Menschen, 
dass Messerattacken im öffentlichen 
Raum erheblich zugenommen haben. 
Wenn diesem Phänomen wirksam be-
gegnet werden solle, dann müssten 
die Sicherheitsorgane entsprechend 
der Kriminalitätsbelastung wesentlich 
verstärkt werden. Dies gelte für die Po-
lizei, die Staatsanwaltschaften und Ge-
richte, aber mindestens genauso drin-
gend auch für den Vollzug, stellte der 
Gewerkschafter klar.

Auch kriminelle Familien-Clans und 
Banden aus dem Bereich der organi-
sierten Kriminalität, prognostizierte 
Butschinek, werden den Strafvollzug 
künftig vor erhebliche Probleme stel-
len. Wenn es in unserem Land zuneh-
mend Personengruppen gebe, die unser 
Rechtssystem ablehnen und stattdessen 
den Versuch unternehmen, das Gewalt-
monopol des Staates zu unterlaufen, 
um sich widerrechtlich zu bereichern, 

dann sind große Anstrengungen erfor-
derlich, um dieser Entwicklung macht-
voll und mit großem Nachdruck ent-
gegenzutreten. Wir sind am Entstehen 
dieser Probleme nicht ganz schuldlos. 
Seit dreißig Jahren haben wir diese 
Entwicklung, vermutlich aus falsch ver-
standener Toleranz, in eine problema-
tische Richtung laufenlassen.

Im Jahre 2017, so der neue Vorsit-
zende, seien erste Schritte der Vermö-
gensabschöpfung rechtlich ermöglicht 
worden. Sie waren allerdings halbher-

zig, weil man sich nicht traute, eine 
vollständige Beweislastumkehr vorzu
sehen. Zwischenzeitlich ist der Leidens-
druck aber so groß geworden, dass 
entsprechende Forderungen aus den 
Länderregierungen erhoben werden.
In diesem Fall müssten Angehörige von 
Clans oder der organisierten Kriminali-
tät den Nachweis erbringen, dass ihnen 
zuzurechnende Vermögenswerte aus 
regulären Einnahmen finanziert wor-
den sind. Kann dieser Nachweis nicht 
geführt werden, könnten die Vermö-
genswerte eingezogen werden. Dieser 
Vorschlag verfolgt das Ziel, die aus 
Straftaten stammenden Vermögens-
werte abzuschöpfen, um die zugrunde 
liegenden Straftaten ihrer finanziellen 
Attraktivität zu berauben.

Der Tarifrunde 2023 kommt  
entscheidende Bedeutung zu
Im Herbst, also bereits in wenigen Wo-
chen, stehen die Tarifverhandlungen 
für die Bundesländer auf der Agenda. 
Nach Einschätzung von Horst Butschi-
nek benötigen die Kolleginnen und Kol-
legen angesichts einer sehr hohen Infla-
tion, enorm gestiegener Energiepreise 

und dem zwischenzeitlich eingetre-
tenen Kaufkraftverlust „einen ordent-
lichen Schluck aus der Pulle“.

Der neue Vorsitzende rief die Kol-
leginnen und Kollegen dazu auf, die 
Aktionen der Gewerkschaften intensiv 
und nachdrücklich zu unterstützen, 
weil man nicht mit warmen Worten ab-
gespeist werden wolle. „Denn: warme 
Worte zahlen keine Heizkosten, warme 
Worte machen den Tank nicht voll und 
warme Worte füllen nicht den Kühl-
schrank!“, brachte Butschinek die 

Stimmungslage der Vollzugler unter 
dem Beifall des Gewerkschaftstages auf 
den Punkt.

Ein beträchtlicher Stellenzuwachs 
führt noch nicht zu Entlastungen
Die schwarz-gelbe Vorgängerregierung 
hat Wort gehalten und den vom BSBD 
NRW mit 1.000 Stellen bezifferten Per-
sonalfehlbestand nahezu ausgeglichen. 
Leider bewirken Stellen noch keine 
Entlastung. Hierfür braucht es Men-
schen aus Fleisch und Blut. Der aktuelle 
Fachkräftemangel wirkt sich auch auf 
den Vollzug aus, weil ein großer Teil 
dieser neuen Stellen noch nicht besetzt 
werden konnte. „Uns fehlen Juristen 
und Ärzte, Krankenpfleger und Psycho-
logen, Sozialarbeiter und Sozialpäda-
gogen, Meister und Verwaltungskräfte 
und ganz besonders fehlen uns Kräfte 
im Allgemeinen Vollzugsdienst“, um-
riss Horst Butschinek, wo im Vollzug 
der Schuh vor allem drückt.

Und auch die Ansprüche der jungen 
Generation müssen berücksichtigt wer-
den, weil sich der Arbeitsmarkt zu einem 
Arbeitnehmermarkt gewandelt hat. Mit 
einem sicheren Arbeitsplatz ist diese 
Generation nicht zu ködern. Da darf es 
ruhig ein wenig mehr sein. Eine kalku-
lierbare Arbeitszeit, flexible Arbeitszeit-
modelle, die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf, gute Aufstiegschancen, die 
Durchlässigkeit der Laufbahnen, eine 
gute technische Ausstattung und eine 
angenehme Arbeitsatmosphäre sowie 
das soziale Ansehen des Berufes wer-
den von der neuen Beschäftigtengene-
ration erwartet.

Politik zeigt sich in vielen Punkten 
einsichtig und kooperationsbereit
Der neue Minister der Justiz Dr. Benja-
min Limbach (Grüne) lobte in seinem 
Festvortrag das große Engagement der 
Strafvollzugsbediensteten für die Si-
cherheit unserer Gesellschaft. Er erin-
nerte kurz an das Jahr 2005, als er als 
persönlicher Referent des damaligen 
Justizministers Wolfgang Gerhards 
(SPD), eine BSBD-Demonstration vor 
dem Gebäude des Justizministeriums 
erleben durfte. „Das war schon ein blei-
bender Eindruck von Kampfkraft und 
Durchsetzungsvermögen, an den ich 
mich noch heute erinnere. Zwischen-
zeitlich habe ich die Überzeugung 
gewonnen, dass man mit dem BSBD 
NRW im wechselseitigen Vertrauen 
gut zusammenarbeiten kann“, stellte 
der Minister heraus. Minister Dr. Lim-
bach, der den BSBD NRW als wich-
tigen Impulsgeber sieht, stellte den De-

Das Präsidium (re.) unter Leitung von Wolfgang Römer führte stringent und gekonnt durch den 
Gewerkschaftstag.

Fortsetzung Seite 64
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Fotos:  
Manfred Mauren/ 
BSBD NRW

Impressionen vom 
Gewerkschaftstag  
des BSBD NRW 
2023
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legierten seine Vorstellungen von der 
künftigen Ausrichtung des nordrhein-
westfälischen Vollzuges vor. Ihm sei be-
sonders daran gelegen, den humanen 
Behandlungsvollzug weiter zu stärken. 
Hierfür bitte er um Unterstützung sei-
ner Anliegen.

So soll in naher Zukunft der Frauen-
vollzug „eigenständig gedacht und aus-
gestaltet werden“. In Iserlohn wird zu 
diesem Zweck eine neue eigenständige 
Einrichtung des Frauenvollzuges ent-
stehen, in der auch eine familiensen
sible Vollzugsgestaltung realisiert wer-
den kann. Daneben will der Minister 
speziell den Gedanken des Wohngrup-
penvollzuges stärken und ausbauen. 
Die Inhaftierten sollen so an Selbststän-
digkeit und Eigenverantwortung heran-
geführt und gewöhnt werden.

Besonders wichtig ist Minister Dr. 
Limbach die Stärkung des Übergangs-
managements. Um die während des 
Vollzuges vermittelten Kenntnisse und 
Fähigkeiten auch nach der Entlassung 
wirksam werden zu lassen, sollen ver-
netzte Wiedereingliederungshilfen die 
beim Übergang von der Haft in die Frei-
heit auftretenden Risiken minimieren 
und damit das Rückfallrisiko senken.

Aus Sicht des Ministers haben die 
psychischen Erkrankungen in den letz-
ten Jahren signifikant zugenommen. 
Wenn solche Erkrankungen nicht zeit-
nah behandelt werden, dann laufen 
auf den Stationen und Abteilungen der 
Vollzugseinrichtungen „Zeitbomben“ 
herum, die jederzeit Sicherheitsstörun
gen auslösen können. Um diese Risiken 
und Belastungen zu reduzieren und 
auch die Bediensteten zu schützen, 
werden das Konzept der intensivierten 
Behandlung ausgebaut und die ambu-
lanten Versorgungsmöglichkeiten für 
psychisch kranke Gefangene verbessert.
Speziell die Unterbringungs- und Ver-
sorgungsmöglichkeiten werden durch 
Ausbau der Kapazitäten des Justizvoll-
zugskrankenhauses NRW in Frönden-
berg verbessert. Bereits in Kürze wird 
eine neue Station für psychisch Auffäl-
lige in Betrieb gehen können. Auch von 
Medienwänden, die in einigen Einrich-
tungen gegenwärtig erprobt werden, 
verspricht sich der Minister positive 
Wirkungen auf Orientierung und Ag-
gressionsabbau. Zu diesem Zweck sol-
len Schlichtzellen entsprechend nach
gerüstet werden.

Vorbereitung auf Krisensituationen 
zählt zu den dringlichen  
Notfallplanungen
Angesichts der schnellen Abfolge von 
Krisensituationen und der Transforma-
tion der Wirtschaft sowie der sicheren 

Versorgung mit Energie muss die Resili-
enz der kritischen Infrastruktur, zu der 
auch der Strafvollzug zählt, ausgewei-
tet und gestärkt werden.

Im Vergleich mit den übrigen Be-
reichen der Justiz, stellte Minister Dr. 
Limbach heraus, sei der Vollzug be-
reits gut aufgestellt. Flächendeckend 
seien Notstromaggregate vorhanden. 
Jetzt gelte es, die präventiven Schutz-
maßnahmen so auszubauen, dass der 
Betrieb mehrere Tage aufrechterhalten 
werden kann. Unsere Welt ist nicht si-
cherer geworden, seit in der Ukraine 
ein Krieg in unserer unmittelbaren 
Nachbarschaft tobt. 

Von daher muss Sabotageakten und 
einer hybriden Kriegsführung vorge-
beugt werden. Die bisherige Überzeu-
gung, dass nach dem Zusammenbruch 
des Kommunismus eine lange Phase des 
friedlichen Zusammenlebens der Völker 
anbrechen werde, hat sich leider nicht 
bewahrheitet. Ein diktatorisches Russ-
land ist aktuell dabei, seine imperialen 
Ambitionen durch den Überfall der Uk-
raine sowie durch Bedrohung des Balti-
kums und Polens aktiv auszuleben. 

Solche Entwicklungen erfordern von 
uns, dass wir der Prävention vor Krisen-
situationen wieder größtmögliche Auf-
merksamkeit widmen. Dies ist deshalb 
besonders wichtig, weil die Verletzbar-
keit unseres Lebens im Zuge von Auto-
mation und Digitalisierung erheblich 
zugenommen hat.

Minister Dr. Limbach machte darauf 
aufmerksam, dass in den kommenden 
zwei Jahren die Regelungen zur Ge-
fangenenentlohnung in Umsetzung des 
Bundesverfassungsgerichtsurteils vom 

20.06.2023 (2BvR 1683/17) gründlich 
überarbeitet werden müssten. 

Das Gericht hatte entschieden, dass 
in NRW und Bayern die bisherige Ent-
lohnung von 1,37 Euro bis 2,30 Euro in 
der Stunde nicht geeignet sei, die Arbeit 
von Gefangenen ausreichend wertzu-
schätzen. Arbeit als Resozialisierungs-
mittel kann nach Auffassung des Ge-
richts nur dann wirksam sein, wenn sie 
angemessene Anerkennung finde. Die 
Anerkennung könne durch monetäre 
und nichtmonetäre Vorteile erfolgen. 
Entscheidend sei, dass dem Gefange-
nen der Wert regelmäßiger Arbeit ver-
mittelt werde. 

Minister Dr. Limbach erläuterte, dass 
die sich aus dem Urteil ergebenden He-
rausforderungen in enger Abstimmung 
mit der vollzuglichen Praxis bewältigt 
werden sollen. Eines sei jedoch jetzt 
schon klar: „Es wird uns mehr Geld kos
ten!“

Ein moderner Justizvollzug 
erfordert sachgerechte Rahmen­
bedingungen
Ein moderner und effektiver Vollzug 
muss wandlungsfähig und bereit sein, 
um sich den aktuellen Herausforde-
rungen erfolgreich stellen zu können. 
Gegenwärtig wird die Digitalisierung 
vorangetrieben, um Arbeitsabläufe zu 
vereinfachen und zu erleichtern. Der 
Minister betonte, dass es allerdings 
auch erforderlich sei, die digitalen 
Kompetenzen der Gefangenen zu ent-
wickeln und zu fördern. Dies sei mit 
Blick auf die Wiedereingliederung un-
verzichtbar. In einem großen Flächen-
land mit 36 Vollzugseinrichtungen sei 
der Baubereich ein wesentliches Feld, 
die Resozialisierungsbemühungen zu 
unterstützen. Wegen der hohen Kosten, 
betonte Minister Dr. Limbach, werde 
dieser Bereich nie abgeschlossen wer-
den können. „Wenn die letzte Vollzugs-
anstalt saniert ist, dann müssen wir bei 
der ersten wieder von neuem mit bau-
licher Modernisierung beginnen.“

Ein effizienter Behandlungsvollzug 
verlangt eine sachgerechte  
Personalausstattung
Die Wirksamkeit des Vollzuges steht 
und fällt mit der Personalausstattung. 
Deshalb ist es nach Aussage des Mi-
nisters so wichtig, die große Zahl der 
offenen Stellen möglichst zeitnah zu 
besetzen. Mit der Beratungsstelle für 
Nachwuchsgewinnung im Justizvollzug 
sei eine entscheidende Einrichtung ge-
schaffen worden, um vermehrt Nach-
wuchskräfte für ein berufliches Enga-
gement im Vollzug zu interessieren. 
Die aktuellen Probleme, auf dem Ar-

Minister Dr. Benjamin Limbach (Grüne) will 
sich für gute Rahmenbedingungen und eine 
sachgerechte Personalausstattung einset-
zen. �
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beitsmarkt in ausreichendem Umfang 
geeignetes Personal zu finden, teilt der 
Vollzug mit Industrie und Handwerk. 
Minister Dr. Limbach wörtlich: „Wir 
werden im derzeitigen Arbeitnehmer-
markt weiter hart um unsere zukünf-
tigen Bediensteten kämpfen müssen. 
Wir müssen ein attraktiver Arbeitgeber 
sein, der durch geeignete Werbung auf 
sich aufmerksam macht.“ 

Zum Abschluss seiner Festansprache 
stellte der Minister fest: „Wir fangen 
nicht bei ‚null‘ an. Es gibt bereits viel 
Bewährtes und viele positive Entwick-
lungen in Nordrhein-Westfalen, die wir 
weiterverfolgen und ausbauen müssen. 
Ich zähle hierbei auf Ihre Unterstüt-
zung!“

Strafvollzug ist kein Gegenstand 
für politische Kontroversen
Die im Landtag vertretenen Parteien 
hatten ihre Fraktionsvorsitzenden oder 
rechtspolitischen Sprecher entsandt, 
um den Delegierten ihre Standpunkte 
zum und ihre Lösungsansätze für den 
nordrhein-westfälischen Strafvollzug 
zu erläutern. Dies waren interessante 
und teilweise auch zielgerichtete Bei-
träge. Seitens der CDU-Landtagsfrak-
tion war deren Vorsitzender Thorsten 
Schick erschienen, um die besondere 
Wertschätzung seiner Fraktion zum 

Ausdruck zu bringen. Er betonte, dass 
Vollzug als wesentlicher Bestandteil der 
inneren Sicherheit immer im besonde-
ren Fokus seiner Partei stehe. 

Speziell in der letzten Legislatur-
periode seien jene Stellen geschaffen 
worden, die jetzt teilweise noch be-
setzt werden müssten. „Nehmen Sie das 
Vorhandensein dieser Stellen als Beleg 
dafür, dass meiner Partei sehr daran 

gelegen ist, dass die bestehende Perso-
nallücke auch tatsächlich geschlossen 
werden kann“, stellte der CDU-Parla-
mentarier klar.

Für die SPD-Fraktion war Hartmut 
Ganzke erschienen, der zunächst dem 
neuen Vorsitzenden gratulierte und 
ausführte, dass seine Fraktion die An-
liegen, Probleme und die konkrete Ge-
staltung des Vollzuges im Blick habe. 
Er habe sehr interessiert zur Kenntnis 
genommen, dass das zu seinem Wahl-
kreis gehörende Vollzugskrankenhaus 
in Fröndenberg eine neue Abteilung für 
die Behandlung psychisch auffälliger 
Gefangener erhalte. 

Dies sei eine zielführende Maßnah-
me, weil psychisch Auffällige in den 
einzelnen Vollzugseinrichtungen nur 
sehr unzureichend behandelt werden 
könnten und dort kaum zumutbare Be-
lastungen verursachten. 

Die Bediensteten des Justizvollzuges 
könnten versichert sein, dass die SPD-
Landtagsfraktion immer ein offenes 
Ohr für ihre Sorgen und Nöte haben 
werde, beendete der SPD-Vertreter sei-
ne Ausführungen.

Dr. Werner Pfeil, der rechtspolitische 
Sprecher der FDP-Landtagsfraktion, 
setzte sich im Rahmen seines Gruß-
wortes speziell mit der Attraktivität der 
Berufe im Vollzug auseinander. Er kri-
tisierte, dass es einem Armutszeugnis 
gleichkomme, wenn Brüssel darauf auf-
merksam machen müsse, dass die Be-
soldung der Justizberufe zu niedrig sei. 

Gleiches gelte, wenn das Bundesver-
fassungsgericht die Besoldung nach-
bessern müsse. Die seitens des Gerichts 
aufgestellten Kriterien sollten jetzt 
definitiv beachtet werden, wenn das 
Bürgergeld um 12 Prozent angehoben 
werde. Daneben, so der FDP-Parlamen-
tarier, werde sich seine Partei für bes-
sere Aufstiegsmöglichkeiten verwen-
den. Die einzelnen Laufbahngruppen 
müssten durchlässiger werden, um rea-
listische berufliche Perspektiven entwi-
ckeln zu können.

Die Vertreter aller Parteien streben 
nach ihrem Bekunden eine nachhal-
tige Senkung der Rückfallquoten an 
und sehen hierin den besten Schutz der 
Gesellschaft vor weiteren Straftaten. 
Sie versicherten zudem, den Vollzug 
in der Öffentlichkeit in Schutz nehmen 
zu wollen, wenn sich systemimma-
nente Störungen ereignen. Wenn man 
die politischen Diskussionen verfolgt, 
kann sich dem interessierten Beobach-
ter allerdings leicht ein gegenteiliger 
Eindruck vermitteln. Allen politischen 
Verantwortungsträgern scheint aber 
klar zu sein, dass der Vollzug mit seinen 
Risiken und Möglichkeiten einer offen-

siven medialen Präsentation bedarf. In 
der Praxis ist der Vollzug aber meist 
Zielscheibe einer skandalbegierigen 
Medienöffentlichkeit. 

Gewerkschaftsarbeit steht vor  
enormen Herausforderungen
Für den DBB NRW stellte dessen Vorsit-
zender Roland Staude heraus, dass die 
Zusammenarbeit mit dem BSBD NRW 
ein herausragendes Niveau erreicht 
habe, das fortgeführt werden müsse. 
Er bedankte sich bei dem scheidenden 
Vorsitzenden Ulrich Biermann und 
gratulierte der neugewählten BSBD-
Landesleitung.

Roland Staude machte auf die be-
vorstehende Tarifrunde aufmerksam. 
Obwohl die Forderungsfindung erst am 
11. Oktober 2023 erfolgen werde, be-
reite man sich bereits jetzt auf denkbare 
Szenarien vor und plane unterschied-
liche gewerkschaftliche Aktionen. „Die 
Tarifrunde ist für uns erst beendet, 
wenn eine inhalts- und zeitgleiche 
Übertragung auf den Besoldungs- und 
Versorgungsbereich erfolgt ist.“

Der Gewerkschafter berichtete, dass 
es in den letzten Besoldungsgesprächen 
gelungen sei, eine Zulage für beamtete 
Pflegekräfte zu vereinbaren, die im Be-
schäftigtenbereich immer noch nicht 
gezahlt wird. Es sei daher gut und rich-
tig, dass der BSBD auf diesen unhalt-
baren Zustand immer wieder dezidiert 
hinweist.

Hinsichtlich der Besetzung der der-
zeit freien 26.000 Stellen in der Lan-
desverwaltung sei eine Attraktivitätsof-
fensive erforderlich, die diesen Namen 
auch verdient, führte Roland Staude 
aus. Es sei zwar Vertraulichkeit verein-
bart worden, aber dass auch die Wo-
chenarbeitszeit auf der Agenda stehen 
werde, könne er versichern.

Den Reigen der Redner beschloss der 
BSBD-Bundesvorsitzende René Mül-
ler. Er kritisierte den Begriff „Arbeits-
verdichtung“, der den Umstand, dass 
es sich dabei um Mehrarbeit handele, 
mehr verschleiere als beschreibe. Aber 
nicht nur fehlendes Personal erschwere 
den Kolleginnen und Kollegen die Ar-
beit. Es seien vielmehr Aggression und 
Gewalt, die in den deutschen Gefäng-
nissen deutlich zugenommen hätten. 
Dies werde durch eine Studie der Hoch-
schule für öffentliche Verwaltung be-
legt. Man warte gespannt darauf, wann 
die Politik endlich reagiere.

Neben den bescheidenen Rahmen-
bedingungen stehe es auch bei den be-
ruflichen Entwicklungsmöglichkeiten 
nicht zum Besten. Mit Blick auf die Fül-
le und Vielfalt der Aufgaben und deren 
qualitative Anforderungen sei es an der 

Thorsten Schick, Vorsitzender der CDU-Land-
tagsfraktion, war eigens aus Düsseldorf an-
gereist, um dem BSBD NRW seine Aufwartung 
zu machen. 
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Zeit, endlich stärker auf monetäre Ak-
zente zu setzen. Ohne deutliche Steige-
rung der Attraktivität wird es uns kaum 
gelingen, die jetzt schon freien Stellen 
zu besetzen. René Müller warnte die 
Politik abschließend davor, das Thema 
innere Sicherheit nicht für Populisten 
freizugeben. Viele Menschen beklag-
ten, dass sie sich subjektiv unsicherer 
fühlen als noch vor wenigen Jahren. 
Wenn dieses Empfinden um sich greife, 
ohne dass die Politik reagiere, stünden 
unruhige Zeiten ins Haus.

BSBD NRW vollzieht personelle 
Neuausrichtung 
Nachdem im Vorfeld um den Vorsitz in 
den sozialen Medien gerungen worden 
war, gestaltete sich die Arbeitssitzung 
erstaunlich entspannt. Die Personalent-
scheidungen waren in den Gremien des 
BSBD intensiv vorbereitet worden, so-
dass Überraschungen ausblieben. Und 
auch bei den Sachanträgen herrschte 
große Einigkeit. Der künftigen Gewerk-
schaftsarbeit konnte folglich eine Stra-
tegie zugrunde gelegt werden, von der 
die Delegierten sich die Erfolge der Zu-
kunft erwarten.

Gala-Abend begeisterte  
das Publikum
Nach der Arbeitssitzung stand ein Gala-
Abend im VIP-Bereich des Bochumer 
Ruhr-Stadions auf dem Programm. Bei 
gutem Essen und ansprechender Mu-
sik wurde ausgiebig das Tanzbein ge-
schwungen. Das sportliche Ambiente 
regte an, in der Erinnerung zu kramen. 
Und wie das bei Erinnerungen so ist, 
verschieben sich manchmal die Maß-
stäbe der Eigenwahrnehmung und ob-
jektiv erbrachter Leistung. Der Konver-
sation tat diese Diskrepanz aber keinen 
Abbruch, sie erhielt nur eine weitere 
unterhaltsame Komponente.

Besondere Ehrung für Ulrich  
Biermann und Friedhelm Sanker 
Die Arbeitssitzung des Gewerkschafts
tages wurde mit der Ehrung der aus-
scheidenden Kolleginnen und Kollegen 
beschlossen. Höhepunkt war zweifellos 
die Ernennung des scheidenden Vorsit-
zenden Ulrich Biermann zum BSBD-
Ehrenvorsitzenden und des Öffent-
lichkeitsreferenten Friedhelm Sanker 
zum Ehrenmitglied. Horst Butschinek 
würdigte die beiden Kollegen. Ulrich 
Biermann dankte er für seine Ver-
dienste um den BSBD. Der neue Vorsit-
zende zeichnete die Gewerkschaftsar-
beit von Friedhelm Sanker nach. Seit 
Mitte der 1970er Jahre habe er sich in 
den unterschiedlichsten Funktionen 
als OV-Vorsitzender, stv. Landes- und 

Ergebnis der Neuwahl des Landesvorstandes
Landesvorsitzender:	 Horst Butschinek (Wuppertal)

Stv. Landesvorsitzende: 	 Achim Hirtz (Münster), 
	 Stefan Leif (Rheinbach), 
	 Birgit Westhoff (Moers-Kapellen), 
	 Eva Lehmann (Bochum), 
	 Katja Huckenbeck (Remscheid)

Schriftführer:	 Michael Döbler (Aachen)

Schatzmeister:	 Helmut Gülpen (Heinsberg) 
Vertreter: 	 Christian Bonzelet (Rheinbach)

Bezirkssprecher:	 André Schicht (Ost), 
	 Jochen Buschsieweke 
	 (Vertreter Ost), 
	 Markus Dahlbeck (Mitte), 
	 Uwe Hohmann (Vertreter Mitte),
	 Marco Schwierzy (West), 
	 Marcel Pöschl (Vertreter West), 
	 Achim Künkeler (Süd), 
	 Sascha Pietrowski (Vertreter Süd)

Beisitzer:	 Daniel Kaysers (Geldern), 
	 Mathias Grünewald 
	 (Castrop-Rauxel), 
	 Gordon Zimmermann (Werl)

Landesjugendsprecherin:	 Katharina Archipow (Münster)

Vertreterin für Frauenfragen:	 Sonja Belz (Rheinbach)

stv. Bundesvorsitzender, als Mitglied 
des Hauptpersonalrates und ehrenamt-
licher Richter beim Verwaltungs- und 
Oberverwaltungsgericht eingebracht. 
Dafür gebührt Ihnen beiden unser aller 
Dank. Die Delegierten spendeten dem 
neuen Ehrenvorsitzenden und dem neu-
en Ehrenmitglied stehende Ovationen, 
sodass auch die Geehrten Anzeichen 
der Rührung nicht ganz unterdrücken 
konnten.

Bilanz eines engagierten  
Gewerkschaftstages
Der Bochumer BSBD-Gewerkschafts-
tag markiert eine Zeitenwende. Neue 
Gesichter übernehmen nun Verant-
wortung. Neue Ansichten und Vorstel-
lungen werden die Gewerkschaftsar-

beit in den kommenden Jahren prägen. 
Der neuen Gewerkschaftsführung wird 
zugetraut, dass sie die gemeinsam ent-
wickelten Strategien und inhaltlichen 
Ausrichtungen in gewerkschaftliche Er-
folge umzumünzen vermag.

Von Bochum muss das Signal ausge-
hen, dass die Strafvollzugsbediensteten 
nicht hingehalten werden wollen. Sie 
erwarten vielmehr konkrete Verbes-
serungen und natürlich auch die Rü-
ckendeckung des Dienstherrn, wenn 
es einmal eng wird. Skepsis ist deshalb 
durchaus angebracht, aber auch die Zu-
versicht, dass die neue Landesleitung 
des BSBD die Gewerkschaft Strafvoll-
zug kämpferisch in eine hoffentlich er-
folgreiche Zukunft führen wird.

Friedhelm Sanker � ■

BSBD NRW-  
Ehrenvorsitzender  
Ulrich Biermann.

BSBD NRW-  
Ehrenmitglied 
Friedhelm Sanker.
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Gewerkschaftstag des BSBD NRW: 

Ulrich Biermann übergibt den Staffelstab an Horst Butschinek

D ie zurückliegenden vier Jahre waren eine Abfolge sich abwechselnder Krisensituationen. Trotzdem war die 
Arbeit des BSBD NRW erfolgreich. Der größte Erfolg von Ulrich Biermann und seiner Mannschaft war, dass 
1.000 zusätzliche Stellen für den Vollzug geschaffen wurden. Die Landesleitung konnte die Landesregierung 

überzeugen, dass die ständige Überlastung der Kolleginnen und Kollegen ein Ende finden müsse. Der bisherige BSBD-
Vorsitzende Ulrich Biermann stand für eine Wiederwahl altersbedingt nicht mehr zur Verfügung. Die Delegierten des 
BSBD-Gewerkschaftstages hatten sich zwischen den Kandidaten Dierk Brunn und Horst Butschinek zu entscheiden. 
Sie sprachen sich mit großer Mehrheit für Horst Butschinek als neuen Vorsitzenden der Gewerkschaft Strafvollzug 
aus. Butschinek übernimmt den Vorsitz in schwieriger Zeit. Es wird enormer Anstrengungen bedürfen, um den BSBD 
NRW auch künftig auf Erfolgskurs zu halten.

In seiner Bewerbungsrede hatte Horst 
Butschinek bereits festgestellt, dass 
es dem BSBD NRW in den zurücklie-
genden vier Jahren gelungen sei, trotz 
schwieriger Bedingungen eine effektive 
und erfolgreiche Gewerkschaftsarbeit 
zu gestalten. Er stelle sich heute dem 
Votum der Delegierten, um diesen Weg 
im Prinzip fortzuführen und weiter zu 
beschreiten. Er, Butschinek, sei zutiefst 
überzeugt, dass die ehrenamtliche Ge-
werkschaftsarbeit, wie sie der BSBD 
NRW praktiziere, mit seiner verstärk-
ten Einbindung der Gewerkschaftsbasis 
den richtigen Weg in die Zukunft weise.

Dierk Brunn, der als Diplom-Psycho-
loge bei der JVA Bielefeld-Brackwede 
tätig ist, beeindruckte mit einer enga-
gierten Rede, mit der er seine Strategie 
und seine Vorstellungen von der künf-
tigen Gewerkschaftsarbeit entwickelte. 
Er bezeichnete sich als Teamplayer. 
Aus einer schlagkräftigen Führungs-
riege heraus wolle er eine effektive 
Gewerkschaftsarbeit gestalten. Seine 
spezifischen Kompetenzen und seine 
Erfahrungen in der Öffentlichkeits-
arbeit werde er in den Dienst der ge-
meinsamen Sache stellen. Die aktuellen 
Herausforderungen seien von solcher 
Natur, dass auch kontrovers agiert wer-
den müsse. Entsprechende Positionen 
im Interesse der Kolleginnen und Kolle-
gen einzunehmen und durchzufechten, 
sehe er sich der Lage. Mit seiner Kandi-
datur mache er den Delegierten ein ent-
sprechendes Angebot.

Die sich anschließende Wahl war ein-
deutig. Auf Horst Butschinek entfielen 
113 Stimmen, während 32 Delegierte 
für Dierk Brunn votierten. Butschni-
nek erreichte damit die erforderliche 
qualifizierte Mehrheit bereits im ersten 
Wahlgang. Der neu gewählte Vorsitzen-
de bedankte sich bei den Delegierten 
für den ihm gewährten Vertrauens-
vorschuss und rief die Gewerkschafts-
mitglieder zu solidarischem Zusam-
menhalt auf. Aus dem gemeinsamen 
solidarischen Zusammenwirken schöp-
fen wir die Kraft, um auch künftig er-
folreich zu sein. Butschinek wörtlich: 
„Der BSBD NRW hat sich im Strafvoll-

zug Nordrhein-Westfalens als maßgeb-
liche gewerkschaftliche Kraft etabliert. 
In der vor uns liegenden Amtsperiode 
erwarten uns zahlreiche Herausforde-
rungen. Bereits in wenigen Wochen ste-

hen die Tarifverhandlungen für den Be-
reich der Bundesländer auf der Agenda. 
Wenn wir angesichts der offenbar lang-
atmigen Inflation ein gutes Ergebnis für 
Beschäftigte und Beamte erzielen wol-
len, dann kommt es auf jedes Mitglied 
an. Es zeichnet sich ab, dass wir auf den 
Straßen und Plätzen des Landes Druck 
auf die Politik ausüben müssen, damit 
am Ende nicht Einkommensverluste auf 
dem Gehaltszettel stehen. Deshalb ap-
pelliere ich an alle Kolleginnen und Kol-
legen, sich aktiv an den Gewerkschafts-
aktionen zu beteiligen. Denn eines ist 
gewiss: Ein gutes Verhandlungsergeb-
nis fällt nicht einfach vom Himmel, es 
will erkämpft sein!“

Mit Blick auf die wirtschaftliche Lage 
machte der neue Vorsitzende darauf 
aufmerksam, dass die in Aussicht ge-
nommene erhebliche Anhebung des 
Bürgergeldes nicht ohne Auswirkungen 
auf Gehälter und Besoldung bleiben 
könne. Immerhin sei das Abstandsgebot 
zwischen arbeitenden und nicht arbei-
tenden Menschen zu beachten. Wenn 
gegenwärtig bei 2,6 Millionen Arbeits-
losen selbst Stellen mit einfachem An-
forderungsprofil nicht besetzt werden 
könnten, dann deute dies auf den Be-
ginn einer Dysfunktionalität hin.

Die Besoldung müsse nunmehr ver-
fassungsfest gemacht werden. Es sei 
nicht akzeptabel, dass die Besoldung 
speziell für kinderreiche Kolleginnen 
und Kollegen immer wieder durch das 
Bundesverfassungsgericht nachgebes-
sert werden müsse. Die Politik sei inso-
weit aufgefordert, dauerhaft grundge-
setzkonforme Verhältnisse zu schaffen.

Die Delegierten und die BSBD-Mit-
glieder rief Horst Butschinek zu einer 
kritisch-konstruktiven Begleitung der 
neuen Landesleitung auf. „Wenn wir 
uns den künftigen Herausforderungen 
solidarisch stellen, unsere spezifische 
Fachkompetenz einbringen, mit gro-
ßer Hartnäckigkeit unsere Interessen 
verfolgen, dann werden wir auch in 
Zukunft gewerkschaftlich erfolgreich 
sein!“, umriß Horst Butschinek das 
Credo der neuen Landesleitung.

Friedhelm Sanker � ■

Horst Butschinek überzeugte die Delegierten 
augenscheinlich durch Erfahrung und Ver-
lässlichkeit. Sein überregionaler Bekannt-
heitsgrad war sicherlich auch nicht von Nach-
teil. � Foto: Manfred Mauren

Dierk Brunn legte vor den Delegierten des 
BSBD-Gewerkschaftstages einen starken 
Auftritt hin. � Foto: Manfred Mauren
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Anwärtersonderzuschlag:

Zuschlagshöhe für den Einstellungsjahrgang  
2024 auf dem Prüfstand

Der Finanzminister des Landes NRW hatte zuletzt einer moderaten Anhebung der Zuschläge zugestimmt. Seit-
her beträgt der Zuschlag für den Allgemeinen Vollzugsdienst und für den Werkdienst jeweils 70 Prozent des 
Anwärtergrundbetrages. Zudem wurde für die Laufbahn des gehobenen Vollzugs- und Verwaltungsdienstes 

erstmals ein Sonderzuschlag in Höhe von 30 Prozent des Grundbetrages eingeführt. Der BSBD NRW hatte eine Erhö-
hung der Zuschläge für den Allgemeinen Vollzugsdienst und den Werkdienst auf 90 Prozent der Bemessungsgrundlage 
gefordert. Hierzu hat sich die Landesregierung leider nicht durchringen können. Der BSBD NRW anerkennt zwar aus-
drücklich, dass mit der erneuten Anhebung und der Aufnahme des gehobenen Vollzugs- und Verwaltungsdienstes ein 
wichtiger Schritt unternommen wurde, er sieht in diesem Bereich aber weiteren und dann möglichst abschließenden 
Handlungsbedarf.

Der Arbeitsmarkt wird aktuell von zwei 
gegensätzlichen Phänomenen gekenn­
zeichnet. Einerseits lassen sich Fach­
kräfte immer seltener finden, anderer­
seits ist die Zahl der Arbeitslosen im 
Steigen begriffen. Diese Entwicklungen 
sind ein absoluter Worst Case für den 
Arbeitsmarkt und unseren Sozialstaat. 
Wenn es bei 2,6 Millionen Arbeitslo­
sen nicht gelingt, selbst Jobs mit ein­
fachem Anforderungsprofil zu beset­
zen, dann deutet das darauf hin, dass 
das Abstandsgebot zwischen Menschen 
in Arbeit und Menschen ohne Arbeit 
nicht ausreichend groß ist. Das bishe­
rige Versprechen, in Deutschland durch 
seiner Hände Arbeit sozialen Aufstieg 
erreichen zu können, hat offenbar an 
Attraktivität eingebüßt. Hier ist die Po­
litik gefordert, die richtigen Weichen­
stellungen vorzunehmen, weil sonst 
der Sozialstaat langfristig nicht mehr 
finanzierbar sein dürfte.

Die Personalknappheit sorgt gegen­
wärtig dafür, dass qualifizierter Nach­
wuchs stark umworben wird. Folglich 
müssen große Anstrengungen unter­
nommen werden, dass sich geeignete 
Bewerberinnen und Bewerber in ausrei­
chender Zahl für ein berufliches Enga­
gement im Strafvollzug finden.

Die Professionalisierung  
der Bewerberakquise hat lediglich 
den Status quo gesichert
Die Intensivierung und Professiona­
lisierung der Werbung und der aner­
kennenswerte Einsatz der Vollzugs­
behörden haben bewirkt, dass die 
Bewerberzahlen nicht weiter zurückge­
gangen sind. Aus Sicht des BSBD NRW 
sind weitere finanzielle Anreize erfor­
derlich, um die bestehenden Stellen­
vakanzen zeitnah beenden zu können. 
Während der letzten Legislatur hat die 
Landesregierung annähernd 1.000 zu­
sätzliche Stellen für den Strafvollzug 
geschaffen, um die ärgsten Personal­
probleme zu lindern und Personal für 
neue Aufgaben zur Verfügung zu stel­
len. Ein nicht unerheblicher Teil dieser 

Stellen kann bislang nicht besetzt wer­
den.

Stellen, die nur auf dem Papier exis­
tieren, bewirken aber nicht die ange­
strebte Entlastung des vorhandenen 
Personals. Deshalb ist es nach Auffas­
sung des BSBD NRW sinnvoll und gebo­
ten, nunmehr den letzten Schritt zu ge­
hen und den Anwärtersonderzuschlag 
für den Allgemeinen Vollzugsdienst 
und den Werkdienst auf 90 Prozent des 
Anwärtergrundbetrages zu erhöhen.

Die Pandemie hat die 
Nachwuchsgewinnung erheblich 
belastet
Die glücklicherweise überwundene 
Pandemie hat die Nachwuchsgewin­
nung erheblich belastet. Die aus der 
Vergangenheit bekannten Schwierig­
keiten, geeignete Nachwuchskräfte für 
ein berufliches Engagement im Straf­
vollzug zu interessieren, bestehen fort. 

Der BSBD NRW ist deshalb weiter der 
Überzeugung, dass eine grundsätzliche 
Verbesserung der Bewerberzahlen nur 
durch weitere zusätzliche finanzielle 
Anreize erzielt werden kann.

Der Vollzug sucht Bewerber mit 
Berufs- und Lebenserfahrung
Der Justizvollzug ist ein schwieriges 
und weitgehend unbekanntes Berufs­
feld. Es werden zudem vorrangig Kräf­
te gesucht, die bereits über Berufs- und 
Lebenserfahrung verfügen. Diese Rah­
menbedingungen müssen durch die 
Anwärterbesoldung gespiegelt werden, 
damit geeignete Bewerberinnen und 
Bewerber sich einen Berufswechsel 
auch leisten können. 

Gerade von den Erfahrungen dieses 
Bewerberkreises dürfen nachhaltig po­
sitive Wirkungen auf die Umsetzung 
des Behandlungsauftrages erwartet 
werden. Diese Personengruppe ist aber 

Mit den erhöhten Anwärtersonderzuschlägen ist bislang lediglich der Status quo gewahrt worden. 
Um die Nachwuchsgewinnung nachhaltig zu verbessern, spricht sich der BSBD NRW für eine noch-
malige Anpassung aus. � Foto: Archiv BSBD NRW
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erfahrungsgemäß vielfach in finanzi­
elle Verpflichtungen eingebunden, die 
mitunter die Aufnahme einer erneuten 
Berufsausbildung verhindern. Um bei 
der Anwerbung gerade solcher Bewer­
ber nicht chancenlos zu sein, ist die Ge­
währung von auskömmlichen Anwär­
tersonderzuschlägen unverzichtbar.

Die Nichtbesetzung verfügbarer Stel­
len vermag die vorherrschende Arbeits­
verdichtung der Kolleginnen und Kolle­
gen im Vollzug leider nicht zu beheben. 
Es müssen schon Menschen aus Fleisch 
und Blut gefunden werden, die sich der 
Resozialisierungsarbeit verschreiben.

Das vorhandene Personal wird durch 
den hohen Stand der Mehrarbeit phy­
sisch und psychisch enorm gefordert; 
Entlastung ist deshalb dringend gebo­
ten.

Steigende Kriminalität  
fordert Ausweitung der Behand-
lungskapazitäten
Die Kriminalitätsstatistik weist für 2022 
einen deutlichen Anstieg der Straftaten 
aus. Dies wird nicht ohne Auswirkungen 
auf den nordrhein-westfälischen Straf­
vollzug bleiben, so dass die zeitnahe 
Stellenbesetzung eine hohe Dringlich­
keit aufweist.

Auch die Wirtschaft sucht hände­
ringend nach geeignetem Nachwuchs. 
Die aktuellen Krisen führen zu wirt­
schaftlichen Verwerfungen durch hohe 
Energiepreise. Die Transformation der 
Wirtschaft verursacht zudem Wettbe­

werbsverzerrungen, die Investoren ver­
unsichert. Es ist daher nicht verwun­
derlich, dass die deutsche Wirtschaft 
den Pfad des Wachstums während der 
letzten drei Quartale verlassen hat und 
in die Rezession gerutscht ist.

Eine solche Entwicklung verunsi­
chert speziell Arbeitnehmer, weil die 
Arbeitsplatzsicherheit leidet. Es ergibt 
sich damit aber auch die Chance, aus­
sichtsreich für die Arbeit im Vollzug 
zu werben. Wenn dann noch die Rah­
menbedingungen stimmen, sollte es 
möglich sein, mehr Berwerberinnen 
und Bewerber für den Strafvollzug zu 
interessieren. Der BSBD NRW fordert 
angesichts der aktuellen Rahmenbedin­
gungen auf dem Arbeitsmarkt zu einem 
Befreiungsschlag auf, um das Personal­
problem des Vollzuges einer grundsätz­
lichen Lösung zuzuführen.

Der BSBD NRW beharrt angesichts 
der prekären Situation bei der Nach­
wuchsgewinnung auf seiner Forde­
rung, die Sonderzuschläge in Zukunft 
auf 90 Prozent des Grundbetrages für 
die Laufbahnen des Allgemeinen Voll­
zugsdienstes und des Werkdienstes zu 
erhöhen.

Sonderzuschlag auch für  
den mittleren Verwaltungsdienst 
notwendig
Daneben hält es der BSBD NRW aus­
drücklich für erforderlich, die Zahlung 
eines Sonderzuschlages auch für die 
Laufbahn des mittleren Verwaltungs­

dienstes vorzusehen. Bei der Gewin­
nung geeigneter Nachwuchskräfte ist 
der Vollzug derzeit nur bedingt kon­
kurrenzfähig. Deshalb sollte auch bei 
dieser Laufbahn die Einführung eines 
Sonderzuschlages erfolgen.

In den zurückliegenden Jahren ist 
der Ersatzbedarf im Verwaltungsdienst 
vielfach durch die Einstellung von Be­
schäftigten kompensiert worden. Diese 
Praxis hat dazu geführt, dass der Per­
sonenkreis, der die gesamte Breite des 
Einsatzspektrums der Laufbahn abde­
cken konnte, ausgedünnt worden ist. 
Zwischenzeitlich führt diese Entwick­
lung dazu, dass urlaubs- oder krank­
heitsbedingte Abwesenheiten nur noch 
schwer bewältigt werden können. 

Der BSBD NRW plädiert deshalb da­
für, wieder verstärkt beamtete Kräfte 
auszubilden, um die multifunktionale 
Verwendungsfähigkeit spürbar zu erhö­
hen.

Speziell in dieser Laufbahn konkur­
riert der Vollzug mit allen anderen Be­
reichen der öffentlichen Verwaltung 
und der Wirtschaft um geeigneten 
Nachwuchs. Weil andere Dienstherren 
oftmals lukrativere und zudem plan­
bare Karriereperspektiven bieten, tut 
sich der Vollzug schwer, den benötigten 
Ersatzbedarf zu befriedigen. 

Dieser Entwicklung sollte durch die 
Einführung eines Sonderzuschlages 
auch für den ehemals mittleren Verwal­
tungsdienst gegengesteuert werden.

Friedhelm Sanker � ■

In den Vollzugseinrichtungen des Landes führt die schleppende Nachwuchsgewinnung unausweichlich zu weiteren Belastungen des Stammpersonals. 
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Der BSBD NRW trauert um Hans W. Schmidt
Am 08. Juli 2023 ist der BSBD-Ehrenvor-
sitzende Hans W. Schmidt im Alter von 
94 Jahren verstorben. Mit ihm verliert 
der BSBD NRW eine seiner prägends-
ten Persönlichkeiten. In Jahrzehnten 
engagierter Gewerkschaftsarbeit für 
die Interessen der Strafvollzugsbediens
teten hat sich der Verstorbene ganz 
herausragende Verdienste erworben. 
Unermüdlich setzte er sich für die Wei-
terentwicklung des Vollzuges ein. Seine 
Überzeugung war es, dass ein qualitativ 
hochwertiger Strafvollzug auch für ent-
sprechend hochwertige Arbeitsverhält-
nisse sorgen werde. 

Dem BSBD NRW trat Hans W. Schmidt 
1954 bei. Im Ortsverband Hövelhof 
übernahm er Verantwortung für die Ge-
werkschaftsarbeit auf örtlicher Ebene, 
bevor er 1965 zum BSBD-Landesvorsit-
zenden in NRW gewählt wurde. Dieses 
Ehrenamt, das er bis 1985 innehatte, 
füllte er mit großer Tat- und Schaffens-
kraft aus. In den 1970er Jahren nutzte er 
den Prozess zur gesetzlichen Regelung 
des Strafvollzuges, um die spezifischen 
Interessen der Strafvollzugsbedienste-
ten nachdrücklich zu vertreten und viele 
substantielle Verbesserungen durchzu-
setzen. Er verstand den Strafvollzug als 
lebendige Organisation, dessen Weiter-
entwicklung und Anpassung an gesell-
schaftliche Entwicklungen sein wahrer 
Wesenskern ist. 
Hans W. Schmidt war zutiefst davon 
überzeugt, dass die Wertigkeit der Be-
rufe im Strafvollzug davon abhängig 
sei, dass der Vollzug einen Mehrwert 
für die Gesellschaft durch Behandlung 
von Straftätern und durch deren sichere 
Unterbringung generiert. Unter seiner 
Führung avancierte der BSBD NRW zur 
führenden Interessenvertretung der 
Strafvollzugsbediensteten in Nordrhein-
Westfalen.
Für seine Verdienste, die sich Hans W. 
Schmidt um die Vertretung und Durch-
setzung der Belange der Strafvollzugsbe-
diensteten, aber auch um die rechtliche 
und inhaltliche Ausgestaltung eines 
effizienten Strafvollzuges erworben 
hat, wurden ihm durch den Bundesprä-
sidenten am 25. März 1977 das Ver-
dienstkreuz am Bande und am 10. Ja-
nuar 1985 das Verdienstkreuz 1. Klasse 
des Verdienstordens der Bundesrepublik 
Deutschland verliehen. Damit fand die 
ehrenamtliche Gewerkschaftsarbeit, die 
im Hinblick auf die investierte Zeit und 
Arbeit nicht hoch genug eingeschätzt 
und gewürdigt werden kann, ihre ange-
messene und öffentlich sichtbare Aner-
kennung. In seiner Eigenschaft als stell-

vertretender Bundesvorsitzender des 
BSBD hatte Hans W. Schmidt von 1978 
bis 1986 maßgeblichen Anteil an der 
Arbeit des Reformausschusses, der mit 
seinen Stellungnahmen zur Reform des 
Jugendstrafvollzuges und zum Abbau 
der Überbelegung zu Beginn der 1980er 
Jahre ganz wesentliche Beiträge zur Ge-
staltung und sachgerechten Umsetzung 
des Gesetzesauftrages geleistet hat. 
Mit diesen fachkundigen Stellungnah-
men und Expertisen zu vollzuglichen Fra-
gestellungen hat der Jubilar einen we-
sentlichen Beitrag geleistet, den BSBD 
im Bewusstsein von Politik und Medien 
dauerhaft und nachhaltig zu verankern. 
Die Gewerkschaft Strafvollzug ist seit 
dieser Zeit erster Ansprechpartner für 
Presse, Funk und Fernsehen, wenn es 
um die Belange des Strafvollzuges und 
dessen Bedienstete geht.

Nachdem am 1. Januar 1977 das Straf-
vollzugsgesetz in Kraft getreten war, 
sollte im Nachzug auch der Jugend-
strafvollzug nach dem Willen der sozial-
liberalen Bundesregierung eine gesetz-
liche Grundlage erhalten. Der damalige 
Bundesjustizminister Hans-Jochen Vogel 
(SPD) hatte hierfür bereits 1975 eine 
Reformkommission unter dem Vorsitz 
von Prof. Dr. Böhm eingesetzt, der auch 
der damalige BSBD-Landesvorsitzende 
Hans W. Schmidt angehörte. Die Kom-
mission legte mit sehr viel Sachverstand 
und großer Kompetenz die Basis für die 
Schaffung eines wirksamen und effek-
tiven Jugendvollzuges. Die Arbeit der 
Kommission erreichte allerdings nicht 
das angestrebte Ziel. Ein Bundesgesetz 
zur Regelung des Jugendvollzuges wur-
de niemals verabschiedet. Erst mit dem 
Übergang der Gesetzgebungskompetenz 
auf die Bundesländer im Jahre 2006 
wurde der Jugendvollzug nach und nach 
gesetzlich normiert. Hans. W. Schmidt 
hat daneben eine Fülle weiterer Ehren-

ämter wahrgenommen, in denen er sich 
stets für den Strafvollzug und dessen 
Beschäftigte eingesetzt hat. Besondere 
Erwähnung verdient in diesem Zusam-
menhang seine Tätigkeit im Hauptperso-
nalrat bei dem Justizministerium NRW, 
dem er von 1975 bis 1987 angehörte, 
und dessen Beteiligungsrechte er für die 
Durchsetzung der spezifischen Interes-
sen der Kolleginnen und Kollegen nutzte 
und einsetzte. 
Als Hans W. Schmidt 1985 den Landes-
vorsitz in die Hände seines Nachfolgers 
Jochen Sudhaus legte, wählte ihn der 
Delegiertentag einstimmig zum Ehren-
vorsitzenden des BSBD NRW. Die zahl-
reichen Erfolge der vorrangig durch ihn 
bestimmten Gewerkschaftsarbeit fan-
den damit sichtbare Anerkennung. 
Bis ins hohe Alter war Hans W. Schmidt 
geschätzter Teilnehmer der Hauptvor-
standssitzungen des BSBD. Seine auf 
einem großen Erfahrungsschatz fußen-
den Hinweise und Ratschläge wurden 
von den BSBD-Mandatsträgern überaus 
geschätzt. 
Mit großer Trauer hat die BSBD-Familie 
den Tod ihres Ehrenvorsitzenden aufge-
nommen. Hans W. Schmidt hat die Pro-
fessionalisierung der ehrenamtlichen 
Gewerkschaftsarbeit eingeleitet. Mit gro-
ßer Hingabe und Leidenschaft nutzte er 
die Möglichkeiten der neuen Strukturen, 
um dem Strafvollzug Gehör in der Politik, 
bei den Medien und im Wissenschafts-
betrieb zu verschaffen. 
Er wurde so zum Synonym für Durchset-
zungsfähigkeit und Stärke. Sein Wort 
hatte Gewicht. Selbst aus Rückschlägen 
und Schwierigkeiten ging er meist ge-
stärkt hervor. Er war ein starker Charak-
ter, eine herausragende Persönlichkeit, 
die eine ganze Ära der Gewerkschaftsar-
beit des BSBD geprägt hat.
Gemeinsam mit seinen Angehörigen 
trauert die BSBD-Familie um einen ver-
dienten, hochgeachteten, beliebten Kol-
legen, um einen liebevollen, verständ-
nisvollen Menschen, der sein berufliches 
und gewerkschaftliches Wirken meist 
hinter persönlichen Anliegen und Wün-
schen zurückstellte. 
Wir werden Hans W. Schmidt ein eh-
rendes und uns allzeit verpflichtendes 
Andenken bewahren und uns seiner 
stets mit Dankbarkeit erinnern.

Düsseldorf, im Juli 2023
Für den
Bund der Strafvollzugsbediensteten 
Deutschlands
Landesverband Nordrhein-Westfalen
Ulrich Biermann
Landesvorsitzender � ■

BSBD-Ehren-
vorsitzender 
Hans W. 
Schmidt
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Bundesarbeitsgericht:

Bei Hetze gegen Kollegen oder Arbeitgeber  
in geschlossenen Chatgruppen droht die Kündigung

D as Bundesarbeitsgericht in Erfurt schreibt mit einer Entscheidung aus August 2023 Rechtsgeschichte. Bislang 
konnte in geschlossenen Chatgruppen gehetzt und beleidigt werden, ohne dass dies rechtliche Konsequenzen 
hatte. Die Mitglieder von Chatgruppen wurden bislang durch das Prinzip der Vertraulichkeit geschützt. Diese 

Rechtsauffassung ist durch Richter des Bundesarbeitsgerichts mit der aktuellen Entscheidung (2 AZR 17/23) revidiert 
worden. Wenn Inhalte aus Chat-Gruppen öffentlich werden, können sich die Mitglieder künftig nur noch im Ausnah-
mefall auf den Schutz durch Vertraulichkeit berufen.

Geschlossene Chatgruppen im Internet 
gibt es tausendfach. Sie werden von Ar­
beitskollegen oder Gleichgesinnten ein­
gerichtet, um sich auszutauschen, aber 
auch um Tacheles zu reden. Im ver­
meintlich vertraulichen digitalen Raum 
darf dann schon mal gepöbelt oder so­
gar wüst beleidigend über Kollegen und 
Vorgesetzte hergezogen werden.

Ein Urteil des Bundesarbeitsgerichts 
hat jetzt ein Stop-Schild aufgestellt: Die 
Richter machten klar, dass ein solches 
Verhalten im Extremfall den Job kosten 
kann, wenn der Inhalt solcher Chats 
öffentlich wird. Gegenstand des Urteils 
war der Fall einer WhatsApp-Gruppe 
befreundeter Arbeitskollegen, die in 
Hannover-Langenhagen bei einer Flug­
gesellschaft beschäftigt waren.

Die Entscheidung
Das Bundesarbeitsgericht in Erfurt 
hat aktuell entschieden, dass sich Mit­
glieder geschlossener Chatgruppen 
bei beleidigenden, rassistischen oder 
sexistischen Äußerungen über Arbeits­
kollegen und Vorgesetzte nur noch im 
Ausnahmefall auf den Schutz durch 
Vertraulichkeit berufen können, wenn 
die öffentlich bekannt gewordenen 
Inhalte den Arbeitgeber zu einer au­
ßerordentlichen Kündigung veranlasst 
haben. Sie hoben damit die Entschei­
dungen der Vorinstanzen auf, die eine 
„berechtigte Vertraulichkeitserwartung“ 
der Mitglieder von geschlossenen Chats 
angenommen hatten.

Ob es sich bei Chatgruppen um eine 
geschützte, vertrauliche Kommunika­
tion handele, hänge nach Ansicht der 
Richter von der Art der Nachrichten so­
wie der Größe und Zusammensetzung 
der Gruppe ab. Im Zweifelsfall müssten 
die Mitglieder einer Chatgruppe den 

Nachweis führen, warum sie einander 
vertrauen durften.

Chatgruppe als Bastion der  
Verschwiegenheit
Der Vorsitzende Richter des erkennen­
den Senats stellte in der Verhandlung 
fest, dass es in der niedersächsischen 
Gruppe zu krassen Beleidigungen ge­
kommen sei, „die der Senat nicht wie­
dergeben möchte“. „Ist eine Chatgruppe 
eine Art Festung, ein Bollwerk, in dem 
alles erlaubt war und nicht befürchtet 
werden musste, dass es arbeitsrecht­
liche Sanktionen geben kann?“, fragte 
der Richter die Anwälte der Streitpar­
teien. Das Internet sei kein rechtsfreier 
Raum. Auch keine Bastion gegen die 
Außenwelt, meinte die Anwältin des 
Arbeitgebers. Der Rechtsbeistand der 

Arbeitnehmer warnte hingegen vor 
weitreichenden Konsequenzen einer 
Entscheidung, die die Vertaulichkeit 
einschränke. Wenn sich niemand mehr 
auf Vertraulichkeit verlassen könne, sei 
das Briefgeheimnis quasi obsolet.

Der zugrunde liegende Fall
Über etliche Jahre nutzten bis zu sie­
ben befreundete Arbeitskollegen einer 
Fluggesellschaft, darunter zwei Brüder, 
die eingerichtete WhatsApp-Gruppe, 
um regelmäßig Nachrichten über ihre 
privaten Smartphones auszutauschen. 
Auch krasse Beschimpfungen und Be­
leidigungen Dritter gehörten zu ihrer 
Kommunikation. Vor geplanten be­
trieblichen Umstrukturierungen wurde 
ein Teil des Chat-Verlaufs kopiert und 
gelangte zunächst an den Betriebsrat, 

www.bsbd.nr w
Besuchen  

Sie uns  
im Internet

Bund der Strafvollzugsbediensteten Deutschlands – Landesverband Nordrhein-Westfalen e. V.

Immer bestens informiert 

Das Bundesarbeitsgericht in Erfurt kippt den Schutz durch Vertraulichkeit in geschlossenen 
Chatgruppen.� Foto: nmann/stock.adobe.com



72  

DE
R 

VO
LL

ZU
GS

DI
EN

ST
  4

-5
/2

02
3

N O R D R H E I N - W E S T FA L E N

der seinerseits den Personalchef in 
Kenntnis setzte. Das kopierte Doku­
ment umfasste 316 Seiten. Die Echtheit 
des Dokuments wurde durch einen der 
Beteiligten schriftlich bestätigt, wie 
sich aus dem Urteil des Landesarbeits­
gerichts entnehmen lässt.

Arbeitgeber greift zum Mittel der 
außerordentlichen Kündigung
Die Inhalte des öffentlich gewordenen 
Dokuments, muteten den Lesern schon 
einiges zu. Die Chats enthielten belei­
digende, rassistische, teilweise men­
schenverachtende und sexistische Äu­
ßerungen. Der Arbeitgeber reagierte 
mit außerordentlichen Kündigungen, 
denen der Betriebsrat zustimmte. Die 
Betroffenen nahmen Rechtsschutz in 
Anspruch und zogen vor Gericht. Die 
Kündigungsklagen der Betroffenen wa­
ren in den Vorinstanzen erfolgreich. 
Das Bundesarbeitsgericht hat diese Ent­
scheidungen nunmehr aufgehoben und 
das Verfahren nach Niedersachsen zu­
rückverwiesen. 

Die bisherige Rechtsprechung  
ist ambivalent
Bei der Entscheidung des Bundesar­
beitsgerichts ging es letztlich um die 
grundsätzliche Frage, ob eine Chat­
gruppe von Kollegen eine Art geschütz­
ten Raum darstellt. Rechtsexperten 
verweisen darauf, dass diese Frage von 
den Arbeitsgerichten unterschiedlich 
beantwortet wird. 

Der Umstand, dass Chat-Inhalte stets 
weitergeleitet oder gespeichert werden 
könnten, führe dazu, dass sich diese 
Kommunikation gravierend vom ge­
sprochenen Wort im privaten Raum un­
terscheide. Beleidigungen mit betrieb­
lichem Bezug sind nach Auffassung der 
Experten ein klassischer Grund, um 
Arbeitsverhältnisse außerordentlich zu 
kündigen. Grobe Beleidigungen, Diskri­
minierungen und Ehrverletzungen von 
Kollegen und Arbeitgebern spielen in 
den sozialen Medien eine immer größe­
re Rolle. Es ist daher nicht verwunder­
lich, dass Streitigkeiten zunehmend vor 
den Gerichten ausgetragen werden. 

Für Chatgruppenmitglieder ist die 
Konsequenz aus der aktuellen Entschei­
dung des Bundesarbeitsgerichts, sich 
künftig nicht mehr unausgesetzt auf 
den Schutz durch Vertraulichkeit und 
Verschwiegenheit verlassen zu können.

Unbedachte oder persönlichkeitsver­
achtende Äußerungen können unter 
Umständen weitreichende Folgerungen 
nach sich ziehen, weil Chatverläufe ge­
speichert und öffentlich gemacht wer­
den können.

Friedhelm Sanker � ■

Vorschlag der Opposition:

Steuerfreiheit für Überstunden  
und Mehrarbeit

D er Arbeitsmarkt entwickelt sich langsam dysfunktional. Einerseits 
können selbst Arbeitsplätze mit nur einfachen Anforderungsprofilen 
nicht besetzt werden. Andererseits ist die Arbeitslosigkeit auf 2,6 Mil-

lionen Personen angestiegen. Die von Arbeits- und Sozialminister Hubertus 
Heil (SPD) vorgeschlagene 12-prozentige Anhebung des Bürgergeldes, wird 
diese Sitution noch einmal verschärfen. Die CDU ist jetzt durch ihren stellver-
tretenen Bundesvorsitzenden Carsten Linnemann vorgeprescht und hat ein 
Fünf-Punkte-Programm zur Entlastung von Unternehmen und Bürgern vorge-
legt. Besonders interessant ist in diesem Zusammenhang, dass der Parteivize 
vorschlägt, die finanzielle Abgeltung geleisteter Überstunden steuerfrei zu 
stellen.

In Deutschland wird aktuell zu wenig 
gearbeitet. Noch zu Zeiten des Wirt­
schaftswunders lagen wir immer an der 
Spitze jener Nationen mit der höchs­
ten Wochenarbeitszeit. Dies hat sich 
gründlich geändert. Nach Feststellung 
des Statistischen Bundesamtes bewir­
ken speziell die Urlaubs- und Feiertage 
sowie ein hoher Anteil von Erwerbstä­
tigen in Teilzeit, dass die durchschnitt­
liche Wochenarbeitszeit zwischenzeit­
lich auf 34 Stunden abgesunken ist. Nur 
in Dänemark und den Niederlanden 
wird geringfügig weniger gearbeitet. 
Alle anderen EU-Staaten weisen deut­
lich höhere Arbeitszeiten auf. An der 
Spitze steht derzeit Griechenland, wo 
von Arbeitnehmern durchschnittlich 
41,3 Wochenstunden geleistet werden.

Opposition fordert Verbesserung 
der Wettbewerbsfähigkeit
Angesichts der hohen Inflation, des 
Energiepreisschocks und des Fachkräf­
temangels ist die Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Wirtschaft in den Keller 
gerauscht. Wenn also Wohlstandsver­

luste und Deindustrialisierung verhin­
dert werden sollen, dann muss die Poli­
tik schnell und zupackend handeln. Die 
CDU ist nunmehr mit eigenen Vorschlä­
gen an die Öffentlichkeit getreten.

Bemerkenswert ist dabei der mit 
„Respekt für Arbeit und Fleiß“ über­
schriebene Vorschlag. Die CDU fordert, 
die über die Regelarbeitszeit hinaus 
geleisteten Stunden, die nicht durch 
Freizeitausgleich ausgeglichen werden, 
finanziell zu entgelten und gleichzeitig 
steuerfrei zu stellen. In diesem Fall fie­
len lediglich Sozialabgaben an. Von ih­
rem Vorschlag verspricht sich die CDU 
eine Steigerung des Arbeitsstundenauf­
kommens und eine Zurückdrängung 
der Schwarzarbeit.

Große Unternehmen  
halten sich mit Investitionen in 
Deutschland zurück
Allenthalben wird die Forderung nach 
einer ausgewogenen Work-Life-Balance 
erhoben. Zusammen mit dem Arbeits­
kräftemangel führt das dazu, dass viele 
Arbeitnehmer, gerade jüngere, immer 

Arbeits- und Sozialminister Hubert Heil (SPD) plant die deutliche Anhebung des Bürgeldes um 12 
Prozent zum 1. Januar 2024.� Foto: BMAS/Dominik Butzmann
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weniger arbeiten wollen. Für die deut­
sche Wirtschaft ist das eine riskante 
Entwicklung, weil sich viele große Un­
ternehmen die Frage stellen, ob nicht im 
benachbarten Ausland mit günstigeren 
Kostenstrukturen und niedrigeren Ge­
hältern ertragreicher produziert wer­
den kann. Speziell die Autoindustrie 
leidet, zumal sie einen grundlegenden 
und teuren Transformationsprozess zu 
stemmen hat. Wenn es schlecht läuft, 
dann stehen in diesem Bereich Millio­
nen von Arbeitsplätzen zur Disposition. 

Opposition fordert Entlastung für 
Unternehmen und Bürger
Für Carsten Linnemann (CDU) ist 
diese Entwicklung nicht naturgege­
ben. Von der Ampel-Regierung erwar­
tet er die nachhaltige Entlastung von 
Unternehmen und Bürgern, damit in 
Deutschland wieder wettbewerbsfähig 
produziert werden kann. Außerdem 
müsse sich Leistung wieder mehr loh­
nen. Für Arbeitnehmer, so der CDU-Po­
litiker, lohne es sich gegenwärtig nicht, 
Zusatzarbeit im Hauptjob zu leisten, 
weil der Staat diese Anstrengungen auf­
grund des progressiven Tarifs überpro­
portional besteuere. Es sei aber häufig 
so, dass Arbeitnehmer, die ein Haus 
oder Ähnliches zu finanzieren hätten, 
gerne etwas länger arbeiten würden, 
wenn vom Lohn mehr übrigbliebe. 

Viele, erläuterte Linnemann, hät­
ten deshalb noch einen Minijob oder 
verdienten sich schwarz etwas dazu. 
Dies müsse doch so nicht sein. Zu­
satzentgelte könnten auch im Hauptjob 
erzielt werden, wenn der Staat diese 
Zusatzleistungen von der Besteuerung 
befreie. Dies sei auch ein verlässlicher 
Schritt zum Abbau des Fachkräfteman­
gels.In Deutschland gilt bislang das 

Steuerprinzip, nach dem derjenige, 
der mehr arbeitet und dadurch mehr 
verdient, auch mehr Steuern bezahlen 
muss. Das resultiert aus dem anstei­
genden Steuertarif. Für Spitzenverdie­
ner endet der Anstieg bei 42 Prozent 
Lohnsteuer. Nach Auffassung der CDU 
ist diese Besteuerung leistungsfeind­
lich, weil Arbeit damit weit höher be­
steuert wird als Vermögenserträge.

Befreiung der Überstunden  
von der Steuer wäre ein Segen
Der Ansatz der CDU, Mehrarbeit von 
der Steuer zu befreien, hätte auch für 
den Vollzug erhebliche Bedeutung. 
Zwar ist die CDU derzeit in der Op­
position, aber es ist gut, dass Politiker 
sich Gedanken darüber machen, wie 
und mit welchen Mitteln die stark be­
lastete Mittelsicht sachgerecht entlastet 

werden kann. Für den BSBD NRW hat 
der Vorschlag den Charme, dass die 
Kolleginnen und Kollegen, die fast alle 
über einen hohen Überstundenstand 
verfügen, für den finanziellen Aus­
gleich ihrer Leistungen einen höheren 
Gegenwert erhielten, als dies bisher der 
Fall ist. Voraussetzung für den BSBD 
NRW ist jedoch, dass den Kolleginnen 
und Kollegen ein Wahlrecht zwischen 
finanzieller Abgeltung und Freizeit-
ausgleich eingeräumt wird. 

Dieses Wahlrecht ist allein deshalb 
erforderlich, weil die Arbeit im Straf­
vollzug physisch und psychisch anstren­
gend ist. Dem einzelnen Bediensteten 
muss es daher überlassen bleiben, ob 
er Freizeitausgleich zur Regeneration 
benötigt oder ob sein Interesse an einen 
Einkommensplus überwiegt.

Friedhelm Sanker � ■

Carsten Linnemann (CDU) hat für seine Partei unter anderem vorgeschlagen, Überstunden von der 
Steuer zu befreien.� Foto: Thorsten Scheider

Der Wunsch nach ausgewogener „Work-Life-Balance“ führt dazu, dass viele jüngere Arbeitnehmer*innen immer weniger arbeiten wollen. 
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